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Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 37, Dresden-Klotzsche Nr. 1, Karl-Marx-
Straße/Wasserturm/Oderstraße - Teilgebiet 2 (Vorentwurf) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
o. g. Vorhaben wie folgt Stellung. 
 
Nach den Planunterlagen soll auf einer bislang unbebauten Fläche von etwa 12,27 ha ein neues Wohn-
gebiet mit Gemeinbedarfsfläche für Schule und Sporthalle sowie öffentlichen und privaten Grünflächen 
entwickelt werden. Die Fläche umfasst überwiegend hochwertiges extensiv genutztes Grünland. 
 
Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept Zukunft Dresden 2035 verfolgt neben der Schaffung bedarfs-
gerechten Wohnraums ausdrücklich auch eine ressourcenschonende und klimaresiliente Stadtentwick-
lung, den Schutz natürlicher Ressourcen sowie die Sicherung multifunktionaler Freiräume. Vor diesem 
Hintergrund ist die Planung aus Sicht des BUND nur dann tragfähig, wenn die Freiraumfunktionen des 
Gebiets verbindlich gesichert und die weitere Ausarbeitung konsequent an Wasserhaushalt, Klimaresi-
lienz, Biodiversität und flächensparender Erschließung ausgerichtet wird. 
 
1. Ausgangslage des Plangebiets 

Das Plangebiet liegt südlich des Flughafens Dresden‑Klotzsche zwischen Karl‑Marx‑Straße, Klotzscher 
Hauptstraße, Dörnichtweg und der Bebauung „An den Ruschewiesen“ und umfasst etwa 12,27 ha. Es 
handelt sich um eine unbebaute Hangfläche mit Gefälle von Nordwest nach Südost, überwiegend exten-
siv genutztem Grünland, einem querenden Feldweg sowie dem Quellbereich des 
Ruschewiesenabzugsgrabens in einer feuchten Wiesenmulde. Planungsrechtlich befindet sich das 
Gebiet überwiegend im Außenbereich nach § 35 BauGB. Mit dem Bebauungsplan wird Baurecht für 
Wohnbereiche und eine Gemeinbedarfsfläche (Schule/Sporthalle) geschaffen. 
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2. Stadtklima und Freiraumfunktionen 

Nach Themenstadtplan/Fachleitbild Stadtklima wird die geplante Fläche als Schutzzone eines Kalt-
/Frischluftentstehungsgebietes eingestuft. Die Planungshinweiskarte Stadtklima dient dazu, stadtkli-
matische Empfindlichkeiten zu erkennen, Überwärmung zu mindern und zusätzliche Belastungen zu 
vermeiden. Der Vorentwurf reduziert zwar die Bauflächen und erhöht den Anteil unbebauter 
Grünflächen, verlegt die Bebauung aber weiterhin teilweise in einen klimawirksamen Freiraum. Daraus 
folgt die Verpflichtung, die klimatische Funktion der Freiflächen im Sinne des § 1a BauGB nicht nur zu 
berücksichtigen, sondern aktiv zu sichern und nach Möglichkeit zu stärken. 
 
Es wird angeregt: 
 

• Korridore für Kalt- und Frischluftströme sind über Baugrenzen, Bauhöhen und Freiraumzüge so 
zu sichern, dass eine Durchströmung vom höher gelegenen Nordwesten entlang des 
Hauptgefälles in Richtung Südosten (Karl-Marx-Straße) sowie in Richtung Südwesten 
(Klotzscher Hauptstraße) weiterhin möglich bleibt. 
 

• Zusammenhängende, unbebaute Grünzüge sind parallel zum Geländegefälle – vorrangig in 
Richtung Nordwest–Südost, ergänzend in Richtung Nordwest–Südwest – festzusetzen, um die 
von der Geländekuppe fächerartig abfließende Kaltluft ungehindert abführen zu können. Eine 
Bebauungsstruktur quer zu diesen Abflussrichtungen ist zu vermeiden, da sie die 
stadtklimatisch wirksame Grünfläche im südlichen Plangebiet von ihrer Kaltluftzufuhr 
abschneiden würde. 
 

• Dach- und Fassadenbegrünung, großkronige klimaresiliente Bäume sowie ein hoher Grünanteil 
auf den Baugrundstücken sollten verbindlich im Bebauungsplan oder ergänzend in städtebauli-
chen Verträgen gesichert werden. 

 
3. Flächensparende Bebauung und Bodenschutz 

Die Erläuterung zum Vorentwurf folgt bereits dem Ansatz einer höheren Dichte bei kompakter und flä-
chensparender Bauweise, um mehr Wohnraum bei reduzierter Baufläche zu schaffen. Dies entspricht 
dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nach § 1a Abs. 2 BauGB.  
 
Gleichzeitig bleibt die Fläche aufgrund ihrer Hanglage, ihrer hydrologischen Funktionen und ihrer bishe-
rigen extensiven Nutzung ein wertvoller Freiraum mit Boden-, Wasser- und Klimafunktionen. Die 
Verdichtung sollte sich daher konsequent auf die weniger sensiblen Teilbereiche konzentrieren, um 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme zu vermeiden und Reserven für Freiraum und Retention zu 
sichern. 
 
Es wird angeregt: 
 

• Baugrenzen und maximal zulässige Grundflächenzahlen so festzusetzen, dass eine spätere 
Nachverdichtung in freiraumwirksamen Bereichen ausgeschlossen wird, 

 

• an geeigneten Standorten stärker auf Mehrfamilienhausstrukturen zu setzen, um bei gleicher 
Zahl an Wohneinheiten eine geringere Flächeninanspruchnahme zu erreichen, und 
 

• Bodenschutzmaßnahmen wie minimale Abgrabungen, den Erhalt des Oberbodens sowie Wie-
dereinbau und Entsiegelung in den Planunterlagen zu konkretisieren und planungsrechtlich zu 
sichern. 

 
4. Wasserhaushalt, Schwammstadt und Quellbereich 
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Die Erläuterung zum Vorentwurf beschreibt eine dezentrale Niederschlagswasserbewirtschaftung, bei 
der Regenwasser möglichst vollständig vor Ort zurückgehalten und über Versickerungsanlagen in den 
Boden eingeleitet werden soll. Terrassierte Grün- und Freiflächen sollen dabei als Retentions- und Ver-
dunstungsflächen wirken. 
Dieser Ansatz wird ausdrücklich begrüßt. Er ist ein zentraler Baustein für eine klimaangepasste Quar-
tiersentwicklung und für die Sicherung des natürlichen Wasserhaushalts im Gebiet. Besondere Bedeu-
tung kommt dem Quellbereich des Ruschewiesenabzugsgrabens zu, der in einer feuchten 
Wiesenmulde liegt und hydrologisch sensibel ist. Eingriffe durch Überbauung, Auffüllung oder 
Entwässerung würden die Funktionsfähigkeit dieses Quell- und Senkenbereichs beeinträchtigen. 
 
Es wird angeregt: 
 

• ein integriertes Regenwasser- und Starkregenvorsorgekonzepts für das gesamte Quartier mit 
Aussagen zu Versickerungsfähigkeit, Retentionsvolumen, Überflutungspfaden und zum Schutz 
des Quellbereichs vorzulegen, 
 

• den Quellbereich des Ruschewiesenabzugsgrabens mit einem ausreichend breiten Schutz- und 
Entwicklungsstreifen als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „naturnahe Feuchtfläche / 
Retentionsraum“ festzusetzen, 

 

• eine oberirdischen Regenwasserführung, etwa über Mulden, Gräben oder Mulden-Rigolen-Sys-
teme, sowie wasserdurchlässiger Beläge für Wege und Stellplätze planerisch zu verankern. 

 

5. Biodiversität, Vegetation und Artenschutz 

Eine naturverträgliche Quartiersentwicklung darf sich nicht auf intensiv gepflegte Rasenflächen und 
Ziergehölze beschränken. Erforderlich sind strukturreiche Freiräume mit heimischen und standortge-
rechten Pflanzen, Wildblumenwiesen, Sträuchern, Hecken, Bäumen und möglichst geringer Versiege-
lung, weil dies Mikroklima, Aufenthaltsqualität und Artenvielfalt zugleich stärkt. Besonders wichtig ist der 
Erhalt vorhandener Gehölze und ökologisch wirksamer Offenflächen. Prägende Vegetationsstrukturen 
entfalten ihre Wirkung unmittelbar und können durch Neupflanzungen kurzfristig nicht ersetzt werden. 
Deshalb muss der Grundsatz Erhalt vor Ersatz gelten. 
 
Es wird angeregt, 
 

• zusammenhängende Grünzüge statt zerschnittener Restgrünflächen zu schaffen, 
 

• vorhandene Gehölze, Saumstrukturen und ökologisch wirksame Offenflächen vorrangig zu 
erhalten, 

 

• heimische, klimaangepasste und artenreiche Bepflanzung festzusetzen und Schotterflächen 
auszuschließen, 

 

• Dachbegrünung möglichst als Biodiversitätsgründach auszubilden und mit Photovoltaik zu 
kombinieren, soweit dies statisch und funktional geeignet ist, 

 

• Außenbeleuchtung auf das notwendige Maß zu begrenzen sowie warmweiße und zielgerichtete 
Beleuchtung vorzusehen, um Insekten und Fledermäuse zu schützen, 

 

• gebäudeintegrierte Nisthilfen und weitere Maßnahmen im Sinne eines tiergerechten Quartiers-
designs mitzudenken,  
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• den Quellbereich des Ruschewiesenabzugsgrabens einschließlich eines ausreichenden 
Schutz- und Entwicklungsbereichs verbindlich zu sichern, 

 

• verbindliche Festsetzungen zu Dach- und Fassadenbegrünung, Baumpflanzungen, Mindest-
grünanteilen, Verschattungsstrukturen und zum Erhalt prägender Vegetation aufzunehmen. 

 
6. Mobilität und Erschließung  

Die Verkehrserschließung sollte so weiterentwickelt werden, dass möglichst wenig zusätzlicher Kfz-Ver-
kehr erzeugt und möglichst wenig Fläche für den ruhenden Verkehr gebunden wird. Dies ist an diesem 
Standort besonders wichtig, weil jede zusätzliche Versiegelung die Klima-, Boden- und Freiraumfunktio-
nen weiter schwächt.  
 
Nach den Planunterlagen ist das Gebiet an den ÖPNV angebunden; zugleich sind eine neue Haupter-
schließung über die Planstraße A, mehrere Anbindungen an den Dörnichtweg, eine Anbindung an die 
Karl-Marx-Straße sowie öffentliche Besucherstellplätze vorgesehen. Diese Ausgangslage sollte genutzt 
werden, um den Umweltverbund aus Fuß-, Rad- und öffentlichem Verkehr zu priorisieren und den Stell-
platzbedarf möglichst gering zu halten. 
  
Es wird daher vorgeschlagen, 
 

• den Stellplatzbedarf unter Berücksichtigung der guten ÖPNV-Lage und eines Mobilitätskon-
zepts zu minimieren und oberirdische Stellplätze auf das notwendige Maß zu begrenzen, 
 

• sichere und durchgängige Fuß- und Radverbindungen zur Schule, zu den Sport- und 
Freiflächen sowie zum ÖPNV festzusetzen und den Durchgangsverkehr im Quartier zu 
begrenzen, 

 

• quartiersbezogene Mobilitätsbausteine wie Fahrradhäuser, Car-Sharing-Stellplätze und Mobili-
tätsstationen in einem Mobilitätskonzept zu entwickeln und vertraglich zu sichern. 

 
6. Soziale Qualität mitdenken 

Der Vorentwurf verfolgt das Ziel, Wohnraum, Gemeinbedarf sowie Grün- und Spielflächen im Quartier 
zu verbinden. Diese Zielrichtung sollte durch barrierearme Freiräume, generationenübergreifende 
Aufenthaltsorte, gemeinschaftlich nutzbare Räume sowie wohnungsnahe Spiel- und 
Bewegungsangebote weiter gestärkt werden. 
 
Es wird angeregt: 
 

• barrierearme Wege und Aufenthaltsbereiche festzusetzen, insbesondere zu Schule, Sport- und 
Spielbereichen, 
 

• wohnungsnahe Spiel- und Bewegungsflächen mit hoher Aufenthaltsqualität planerisch zu 
sichern, 
 

• gemeinschaftsorientierte Nutzungen, etwa im Bereich eines Quartiersplatzes, freiraumplane-
risch und funktional so auszugestalten, dass sie soziale Begegnung auch über den Schulbetrieb 
hinaus fördern. 

 

Schlussbemerkung 
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Die Schaffung von Wohnraum und einer neuen Schule an diesem Standort ist ein legitimes städtebauli-
ches Ziel. Zugleich handelt es sich um einen klima-, wasserhaushalts- und biodiversitätswirksamen 
Freiraum, dessen Funktionen im weiteren Verfahren verbindlich gesichert und gestärkt werden müssen. 
Die Planung ist aus Sicht des BUND dann tragfähig, wenn sie die bestehenden Freiraum- und Umwelt-
funktionen nicht als Restgröße behandelt, sondern als strukturgebendes Leitmotiv des Quartiers. Dazu 
gehören eine kompakte Bebauung mit klaren Baugrenzen, zusammenhängende Freiräume, eine natur-
nahe Regenwasserbewirtschaftung, hohe Biodiversität, eine auf den Umweltverbund ausgerichtete 
Mobilität sowie eine freiraumorientierte soziale Quartiersentwicklung. 
 
Wir bitten um Berücksichtigung der vorgenannten Hinweise und Empfehlungen im weiteren Verfahren 
und um erneute Beteiligung des BUND Sachsen im Zuge der Auslegung des Bebauungsplanentwurfs. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


